
gefallen. Zusammenfassend lassen sich
fünf Problembaustellen ausmachen:
Erstens: Das System aus den dominieren-
den Bund-Länder-Gemeinschaftssteuern
und eher marginalen Ländersteuern,
über deren Ausgestaltung die Bundeslän-
der mit wenigen Ausnahmen nicht ein-
mal selbst entscheiden können, unterläuft
in eklatanter Weise das – gerade aus his-
torischer Perspektive – wichtige Budget-
recht der Parlamente. Die Länder können
nur noch über knapp drei Prozent ihrer
Einnahmen selbst bestimmen. Die prinzi-
piell richtige Schuldenbremse schränkt
die ohnehin schwache Finanzhoheit wei-
ter ein, von der Länderautonomie bleibt
wenig übrig. 
Zweitens: Das Prinzip der fiskalischen
Äquivalenz, wonach die Nutzer von öf-
fentlichen Gütern auch für die Zahlung
dieser aufkommen sollten, ist massiv ver-
letzt. Die Bürger können ihre Ein- und
Ausgabepräferenzen nicht an einen ein-
deutigen Adressaten richten, weil Bund
und Länder gemeinsam zuständig sind
und sich häufig gegenseitig die Verant-
wortung zuschieben. 
Drittens:Der gemeinsameEntscheidungs-
prozess von Bundestag und Bundesrat
über die Gemeinschaftssteuern (Einkom-
men-, Körperschaft- und Umsatzsteuer),
die 2009 rund 71 Prozent des Steuerauf-
kommens ausmachten, ist bei gegenläufi-
gen Mehrheiten in den beiden Kammern
blockadeanfällig. In der Vergangenheit
waren teure Kompensationsgeschäfte des
Bundes, mit denen Abweichler aus der
Ablehnungsfront „herausgekauft“ wur-

„Ohne den Länderfinanzausgleich wären
wir Baden-Württemberger schuldenfrei.“
Nicht nur Stefan Mappus übte Kritik am
derzeitigen Länderfinanzausgleich. Ende
Januar haben die drei Geberländer Bay-
ern, Baden-Württemberg und Hessen 
in einer gemeinsamen Kabinettssitzung
über eine Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht beraten. Die Nehmerländer
bemühen sich zu wenig, ihre Haushalte in
Ordnung zu bringen, wer sich anstrengt,
wird zu wenig belohnt, so lautet seit Jah-
ren der Vorwurf, den auch Wissenschaft-
ler immer wieder erheben. Nach mehre-
ren Klagen gegen den Finanzausgleich ist
durchaus die Frage berechtigt, ob nicht
nur der Ausgleich, sondern auch die
gesamten Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen reformiert werden sollten. Bis 2019
muss ohnehin ein neuer Modus her, der
die fünf neuen Bundesländer voll inte-
griert. Gibt es also ein System, das die 
ab 2019 notwendige und richtige Ver-
pflichtung der Länder zu ausgeglichenen
Haushalten mit mehr Flexibilität für die
Bund-Länder-Finanzbeziehungen verbin-
det und gleichzeitig die bündische Soli-
darität erhält? Ein Blick in die USA und
die Schweiz bietet interessante Anstöße. 

Probleme
im deutschen Finanzföderalismus
Es herrscht nahezu Einigkeit in der
wissenschaftlichen Diskussion, dass die
Reformen des Föderalismus zwischen
2005 und 2009 kein großer Wurf waren.
Vor allem die Reform des Finanzföde-
ralismus in Deutschland ist dürftig aus-
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den, die Folge. Bund und Länder sind 
in ihrer Entscheidungsbefugnis einge-
schränkt.
Viertens: Der Finanzausgleich setzt völlig
falsche Anreizwirkungen, weil er Steu-
ermehreinnahmen stark abschöpft. Nach
Berechnungen der Ökonomen Clemens
Fuest und Michael Thöne ergeben sich für
Mecklenburg-Vorpommern bei einer bei-
spielhaften Steigerung der Einnahmen
um tausend Euro für das Land Minder-
einnahmen von zweiunddreißig Euro.
Fünftens: Der Finanzausgleich mit sei-
nen komplizierten vier Stufen wird nur
von absoluten Fachleuten durchschaut,
Transparenz nicht annähernd erreicht. 
Ziel eines reformierten Systems muss es
also sein: 
Erstens: die Entscheidungsflexibilität von
Bund und Ländern zu erhöhen.
Zweitens: den Einfluss der Parlamente
und damit auch der Bürger auf die
Finanzpolitik zu vergrößern.
Drittens: die ökonomischen Anreizwir-
kungen für die Länder zu erhöhen.
Viertens: den Wunsch der deutschen Be-
völkerung nach gleichwertigen Lebens-
verhältnissen, der durch zahlreiche Um-
fragen immer wieder dokumentiert wird,
zu erfüllen. 
Fünftens: die Transparenz zu steigern.
Die finanzföderalen Systeme der Schweiz
und der USA bieten zahlreiche Instru-
mente an, die mehr, aber auch weniger
geeignet sind, die oben genannten Ziele
zu erreichen.

Entscheidungsautonomie
für die US-Bundesstaaten
Zunächst: Ein Vergleich der föderalen Sys-
teme der Schweiz und der USA mit
Deutschland sollte mit Vorsicht angegan-
gen werden. Der „duale Föderalismus“ 
in den Vereinigten Staaten zeichnet sich
durch eine doppelte Architektur von Exe-
kutive,Legislative undJudikative auf Bun-
des- und Bundesstaatenebene aus, die bei-
den Ebenen prinzipiell erlauben soll, mög-

lichst unabhängig voneinander zu ent-
scheiden. Dies ist Ausdruck einer politi-
schen Kultur, die regionale und lokale
Lösungen bevorzugt und großes Miss-
trauen gegenüber dem „Big Government“
in Washington hat. Die Dualität der Ebe-
nen wird durch eine institutionelle Frag-
mentierung, das heißt die klare Trennung
zwischen Exekutive (Präsident bezie-
hungsweise Gouverneure) und Legislati-
ve (Kongress beziehungsweise Staaten-
parlamente) auf Bundes- und Bundesstaa-
tenebene, begünstigt.

Die Dualität der Ebenen führt dazu,
dass Kongress und Staatenparlamente
prinzipiell unbegrenzte Möglichkeiten
der Steuererhebung haben. Dies betrifft
nicht nur die Steuersätze, sondern auch
die Steuerbemessungsgrundlagen. Es ist
nicht übertrieben, dieses System, welches
durch ein teilweise undurchschaubares
Geflecht bilateraler Abkommen zwischen
Bund und Bundesstaaten zur gegenseiti-
gen Abzugsfähigkeit von Steuern sogar
noch verkompliziert wird, als Steuer-
chaos zu bezeichnen. Faktisch haben sich
immerhin Einnahmeschwerpunkte her-
ausgebildet: Der Bund finanziert sich 
vor allem aus der Einkommensteuer, die
Bundesstaaten stärker aus Konsumsteu-
ern. Ein Finanzausgleich im Wortsinne
existiert in den USA nicht, vielmehr 
gibt Washington den Staaten Zuschüsse
(Grants) für bestimmte Zwecke und Poli-
tikziele, etwa im Gesundheitswesen. Das
Bundesgeld hat aber nur zu einem sehr
geringen Teil das Ziel, Unterschiede in
der Finanzkraft auszugleichen. 

Wenn den Staaten die Zuschüsse ge-
kürzt werden, können sich die Regierun-
gen der Bundesstaaten nicht dagegen
wehren. „Kehrseite“ der Bundesstaaten-
Autonomie ist also, dass die Regierungen
der US-Bundesstaaten, anders als die
Länderregierungen in Deutschland, auf
die Politik in Washington wenig Einfluss
ausüben können. Die Senatoren als Ver-
treter regionaler Interessen sind keine
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„Abgesandten“ ihrer Regierungen, son-
dern werden gewählt. Institutionelle Blo-
ckaden der Bundesfinanzpolitik durch
die Bundesstaaten sind in diesem System
sehr schwierig, weil die Interessen der
einhundert Senatoren, der fünfzig Gou-
verneure und der fünfzig Staatenparla-
mente in der Regel nicht deckungsgleich
sind.

Das Problem des Zuweisungssystems
ist aber weniger die Zersplitterung von
Staateninteressen als die Atomisierung
des Zuweisungssystems. Derzeit gewährt
der Bund den Staaten rund tausend Zu-
schüsse für teilweise sehr spezielle Zwe-
cke. Werden die Grants gestrichen oder
gekürzt, kommt es in der Regel zu einer
Verbindung von Interessengruppen von
der Bundes- bis hinunter zur kommuna-
len Ebene (vertikale Koalitionen), die ihre
Pfründe massiv verteidigen. Weil sich
diese Spezialinteressen häufig effektiver
gegen Kürzungen wehren können, sind
Änderungen im Zuweisungssystem rela-
tiv schwierig. Konflikte verlaufen in den
USA also weniger horizontal zwischen
Bund und Staaten, sondern vertikal zwi-
schen Interessengruppen. Sollte es in Zu-

kunft zu einer Verbindung vertikaler
Interessenkoalitionen mit politisch pola-
risierten Parteiinteressen kommen, dro-
hen den USA auch bei den Bundes-
zuschüssen Blockaden. Der Streit um die
Gesundheitsreform ist ein deutliches An-
zeichen dafür. 

Schweiz: Ziel ist Chancengleichheit
Das föderale System in der Schweiz zeich-
net sich ebenfalls durch eine starke Auto-
nomie seiner Glieder aus. Nur so ist es
möglich, die unterschiedlichen Kantone,
Konfessionen und Sprachregionen in die
Eidgenossenschaft zu integrieren. Aller-
dings: In der Schweiz gibt es wie in der
Bundesrepublik eine funktionale Auf-
gabenverteilung zwischen Bund und
Kantonen. Das heißt, dass der Bund bei
der Ausführung seiner Gesetze auf die
Verwaltungen der Gliedstaaten ange-
wiesen ist und daher mit den Kantonen
kooperieren muss. Allerdings: Die Kan-
tone sind in der Aufgabenausführung
deutlich freier als die deutschen Bundes-
länder. Da die kantonalen Interessenver-
treter im Ständerat wie die Senatoren in
den USA mittels Volkswahl bestimmt
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werden, verfügen die Kantone über we-
niger direkten Einfluss auf die Bundes-
politik als die Bundesländer. In den ver-
gangenen Jahren ist allerdings eine
„schleichende Institutionalisierung“ zu
beobachten. Indem sich die Kantone in
der Konferenz der Kantonsregierungen
(KdK) abstimmen, haben diese ihr Blo-
ckadepotenzial, das bis dato vor allem in
der Implementierung der Bundespolitik
bestand, erhöht. Heißt: Nur selten wird
die Regierung in Bern im konsensorien-
tierten politischen System Politik gegen
die Mehrheit der Kantone machen. 

Durch die vorherrschende dezentrale
politische Kultur in der Eidgenossen-
schaft war in der Vergangenheit auch die
Direktdemokratie ein wirksamer politi-
scher Damm gegen eine üppige Finanz-
ausstattung für den Bund. So haben im
Schweizer Steuersystem die Kantone die
grundsätzliche Kompetenz, Einkommen
und Vermögen von natürlichen und juris-
tischen Personen zu besteuern. Darüber
entscheiden die Parlamente der Kantone
unabhängig vom Bund. Im Unterschied
zu Deutschland und den USA verfügt der
Bund nur über die knapp bemessene
Direkte Bundessteuer. Ohne eine ertrags-
starke Bundeseinkommensteuer fehlt
Bern bis heute ein finanzielles Lockmittel,
um die Kantone „an die Kandare“ zu
nehmen. Der Bund finanziert sich vor
allem aus Konsumsteuern. 

Der Schweizer Finanzausgleich ist
nicht wie in Deutschland in erster Linie
auf die finanzielle Gleichheit der Kantone
ausgerichtet, sondern soll vielmehr im
Rahmen des bestehenden kantonalen
Steuer- und Standortwettbewerbes für
faire Ausgangsbedingungen sorgen und
deren Autonomie sichern. Im seit 2008
geltenden Neuen Finanzausgleich (NFA)
werden die finanzielle Leistungsfähig-
keit, die in der Regel Ergebnis einer hohen
Wirtschaftskraft ist, und besondere Las-
ten, die einige Kantone zu tragen haben,
differenziert betrachtet. 

Zentraler Punkt des NFA ist der Res-
sourcenausgleich zwischen den Kanto-
nen. Zunächst wird das Potenzial eines
jeden Kantons ermittelt. Der sogenannte
Ressourcenindex bildet nicht wie in
Deutschland die tatsächlichen, sondern
die potenziellen Finanzressourcen ab.
Dies soll ausschließen, dass sich Kantone
durch Mehrausgaben oder Steuersenkun-
gen „ärmer rechnen“. Der Ressourcen-
index wird zunächst einheitlich für die
Schweiz berechnet, auf hundert fest-
gesetzt, und anschließend werden die
Indizes der Kantone dazu ins Verhältnis
gesetzt.

Dann tritt der Ressourcenausgleich auf
den Plan. Der Ressourcenausgleich be-
steht wie das deutsche System aus einer
horizontalen und einer vertikalen Kom-
ponente, dem horizontalen (HRA), in 
den die steuerstarken Kantone einzahlen,
und dem vertikalen Ressourcenausgleich
(VRA), in den Bundesgeld fließt. Ziel ist
es am Ende, dass der ressourcenschwäch-
ste Kanton nach der Umverteilung ein
Potenzial von fünfundachtzig Index-
punkten aufweist. Die Rangfolge der
Kantone darf sich nach der Umverteilung
nicht ändern. 

Zweiter Baustein im Finanzausgleich
sind der soziodemografische Lastenaus-
gleich (SLA) und der geografisch-to-
pografische Lastenausgleich (GLA) des
Bundes. Dieser richtet sich an die Kan-
tone, die wegen ihrer Soziodemografie,
dies sind vor allem die Stadtkantone, oder
ihrer besonderen Topografie, also die
Bergkantone, überdurchschnittliche Kos-
ten beim Bereitstellen von öffentlichen
Gütern haben. Sie bekommen Zuschüsse
vom Bund. 

Flexibilität und Solidarität
Mit den Erfahrungen aus der Schweiz
und den USA lässt sich ein System skiz-
zieren, das Flexibilität und Solidarität
verbindet. Wichtig wäre die Einführung
einer begrenzten Steuerautonomie für 
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die Länder, die es ihnen ermöglichte,  auf
ihren Ertragsanteil an der Einkommen-
und Körperschaftsteuer eigene Hebe-
sätze festzulegen. Dies brächte den Län-
dern mehr Spielraum auf der Einnah-
menseite. Auch das unselige Tauziehen
bei Einkommen- und Körperschaftsteuer-
reformen im Bundesrat und die damit
verbundenen teuren Kompensationsge-
schäfte würden vermindert. Da über die
Ertragsanteile und die Höhe der Um-
satzsteuer Bund und Länder weiterhin
gemeinsam bestimmen würden, bliebe
ein Vorteil des deutschen Systems erhal-
ten: Aufgrund des konjunkturrobuste-
ren, wenn auch modifizierten Steuer-
verbundes wären die Bundesländer wie
bisher weniger auf Bundeszuweisungen
angewiesen als US-Bundesstaaten und
Schweizer Kantone. 

Dass schwache Länder im begrenzten
Steuerwettbewerb nicht zurückfallen, da-
für müsste der Finanzausgleich sorgen.
Denkbar wäre, einen am Schweizer Sys-
tem orientierten Ressourcenindex als
Basis zu nehmen, um den Ländern ein
bestimmtes Einnahmeniveau, beispiels-
weise neunzig Prozent des Durchschnitts
oder noch höher, zu garantieren. So blie-
ben der Solidargedanke und ein ver-
gleichbares Niveau an staatlichen Leis-
tungen im gesamten Bundesgebiet erhal-
ten, ohne dass aber den Ländern ihre
Mehreinnahmen „geklaut“ würden. Die
Hilfen für die Schwachen sollten konse-
quenterweise vertikal vom Bund zu den
Ländern erfolgen wie in den USA. Dies
wäre transparenter als die derzeitige Re-
gelung in der Schweiz, bei der vertikale
und horizontale Ströme gemischt wer-
den. Gefährlich wäre es allerdings, das
US-System mit seinen sehr speziellen Zu-
weisungsprogrammen zu übernehmen.

Klar ist: Die Abhängigkeit einiger Län-
der vom Bund würde durch einen reinen
Bundeszuschuss verschärft. Seit der Wie-
dervereinigung ist zu beobachten, dass
wirtschaftsschwache Länder stärker am

Tropf der Bundesregierung hängen als
andere.  Allerdings: Wie in fast jedem
föderalen System ist auch in Deutsch-
land, der Schweiz und den USA eine
Spreizung der regionalen Finanzkraft zu
beobachten: zwischen denen, die sich
weitgehend aus eigenen Einnahmen fi-
nanzieren, und denen, die stark vom
Bund abhängig sind. 

Es wäre Ansporn für die Länder, diese
Abhängigkeit zu verringern. Ein weiterer
Vorteil: Bisher lässt die mit der Födera-
lismusreform II beschlossene Schulden-
bremse keine Sanktionen gegen Schul-
denmacher zu. Mit einem Hebesatzrecht
für die Bundesländer wäre es möglich,
Sünder vor die Wahl zu stellen: entwe-
der Ausgabenkürzungen oder Steuerer-
höhungen. Eine Schmach, die sich die
meisten Länder wohl gern ersparen wür-
den.

Ein flexibilisiertes Bündel an öffent-
lichen Gütern und den dafür notwendi-
gen Opfern spiegelt zudem besser die ge-
sellschaftliche Realität wider. 

Mehr Vielfalt und mehr Subsidiarität 
Bereits jetzt lassen sich Ansätze für un-
terschiedliche regionale „politische An-
spruchskulturen“ beobachten. Oder an-
ders: Die Nachfrage nach öffentlichen
Gütern im Bundesgebiet ist nicht einheit-
lich. Sie ist möglicherweise im Osten
Deutschlands und in den Stadtstaaten hö-
her als in anderen Teilen der Republik. Im
Anbetracht regional unterschiedlicher
demografischer Entwicklungen wären
mehr Vielfalt und mehr Subsidiarität eine
zeitgemäße Antwort. Der kanadische Po-
litikwissenschaftler Christian Leuprecht
prognostiziert bereits, dass die gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Unter-
schiede in der Bundesrepublik Deutsch-
land mit dem derzeitigen System in Zu-
kunft nur noch schwer im Zaum gehalten
werden können. Die entscheidende Frage
ist (mit Roland Sturm): Ist Deutschland
„vielfaltfähig“?
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